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Fazit
Das Institut der Verjährung spricht sich nicht über den Bestand oder die
Entstehung einer Forderung aus, sondern verhindert die Durchsetzbarkeit.
Gerade bei Krankheiten mit einer langen Inkubationszeit könnte eine
Pflichtverletzung nicht mehr ohne weiteres eruierbar sein. Letztlich ist auch
darauf hinzuweisen, dass selbst das Kernenergiehaftpflichtgesetz nicht auf
das Institut der Verjährung verzichtet oder den Schadenseintritt zum
Ausgangspunkt der Verjährung macht. 

1 Privatrecht - Vollstreckung
1.2 Obligationenrecht

1.2.56 Verjährung

Das Gesetz sieht die Verjährung in erster Linie um der öffentlichen Ordnung willen vor. 

X. arbeitete seit Beginn der Lehre 1962 als Maschinenschlosser bei der Z. als Turbinen -
monteur bzw. ab 1978 als Turbinentechniker im Innendienst mit nur mehr sporadischen
Auslandseinsätzen. Anfang 2004 wurde bei ihm – wohl als Folge einer Asbestexposition
– ein malignes Pleuramesotheliom (Brustfellkrebs) diagnostiziert, das am 10. November
2005 zu seinem Tod führte. Mit Klage vom 25. Oktober 2005 hatte er beim Arbeitsgericht
Baden Teilklage eingereicht, mit welcher er Fr. 212'906.– nebst Zins als Schadenersatz
und Genugtuung verlangte, da die Erkrankung durch Asbest exposition am Arbeitsplatz
verursacht worden sei. Nach seinem Tod traten seine beiden Töchter A. und B. in den
Prozess ein. Das Bundesgericht weist zufolge Verjährung ab. 

Das öffentliche Interesse an der Rechtssicherheit und am gesellschaftlichen Frieden
verlangt, dass gewöhnliche Forderungen, die nicht geltend gemacht werden, nach einer
gewissen Zeit nicht mehr durchgesetzt werden können. Die Rechtssicherheit ist beein-
trächtigt, wenn Prozesse über Forderungen möglich bleiben, deren Entstehung oder
Erlöschen wegen durch Zeitablauf verursachten Beweisschwierigkeiten nicht mehr
zuverlässig feststellbar sind. Dem Gläubiger zu gestatten, mit der Geltendmachung
einer gewöhnlichen Forderung beliebig zuzuwarten, ohne deswegen einen Rechtsnach -
teil zu erleiden, verbietet sich aber auch, weil unbereinigte Rückstände die Beziehungen
unter den Rechtsgenossen belasten und der Schuldner nicht dauernd im Ungewissen
darüber gelassen werden darf, ob eine Forderung, die längere Zeit nicht geltend
gemacht wurde und mit der er daher natürlicherweise immer weniger rechnet, schliess-
lich doch noch eingeklagt wird. Zudem muss der Schuldner aus praktischen Gründen
davor bewahrt werden, die Belege für seine Zahlungen während unbeschränkter Zeit
aufbewahren zu müssen. Für den Gläubiger führt die Verjährung zu einem nicht nur in
seinem eigenen, sondern auch im Interesse klarer Rechtsbeziehungen erwünschten
Ansporn, seine Forderungen innert vernünftiger Frist geltend zu machen und die
Austragung von Streitigkeiten darüber nicht zu verzögern. Der Einrichtung der
Verjährung liegt auch der Gedanke zugrunde, dass eine länger dauernde Untätigkeit des
Gläubigers die Unbegründetheit oder die Tilgung der Forderung wahrscheinlich macht
oder sogar als Verzicht auf die Forderung gedeutet werden kann. 
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